
 
 

 

 

 

 

 

 

Gemeinsame PRESSEMITTEILUNG 

Tareq Alaows wollte als erster syrischer Geflüchteter in den Bundestag ein-

ziehen, um geflüchteten Menschen in Deutschland eine Stimme zu geben. 

Nun zog er seine Bundestagskandidatur für die Grünen in Oberhausen und 

Dinslaken zurück.  

Als Grund hierfür nennt er rassistische Bedrohungen und Anfeindungen 

gegen ihn und sein engstes Umfeld. Die Landesflüchtlingsräte und PRO 

ASYL verurteilen aufs Schärfste die rassistischen Anfeindungen und Bedro-

hungen und fordern alle demokratischen Kräfte auf, Kanditat*innen mit 

Flucht- und Migrationsgeschichte besser zu schützen und zu unterstützen.  

Die Flüchtlingsorganisationen fordern alle demokratischen Parteien auf, 

sich aktiv zu engagieren, dass sich viel mehr Menschen mit Flucht- und Mig-

rationsgeschichte in Politik und Parteienlandschaft wiederfinden.  

Anstatt sich kleinlaut gegenüber rassistischen Kreisen in der Gesellschaft 

und in der eigenen Basis zu geben, müssen die demokratischen Parteien 

proaktiv Kandidaturen von Menschen mit Flucht- und Migrationsge-

schichte fördern. „Dabei sollen die Parteien ihnen insoweit robust und öffent-

lichkeitswirksam zur Seite stehen, dass die Betroffenen auch bei Anfeindungen 

bei der Fahne bleiben können“, fordert Martin Arnold vom Flüchtlingsrat 

Thüringen.  

Wir versichern Tareq Alaows unsere volle Solidarität und danken ihm für 

die wichtigen Debatten, die er sowohl mit seiner Kandidatur als auch mit 

der öffentlichen Rücknahme angestoßen hat. 

 

Landesflüchtlingsräte und PRO ASYLzum Rückzug aus der Bundes-

tagskandidatur von Tareq Alaows 

#SolidaritätMitTareq - und allen anderen sich im poli-

tischen System engagierendenKandidat*innen mit 

Migrationsgeschichte

     Erfurt, den 06. Apr. 2021 


